
Entscheidungen im Widerspruch zu den vorhandenen 
Möglichkeiten der Wohnraumwirtschaft stehen. Gleich
zeitig sei mit dem Magistrat von Groß-Berlin eine Re
gelung über die Zuständigkeit der Staatlichen Notariate 
bzw. der Räte der Stadtbezirke für die Räumung von 
Wohnungen beim Ableben alleinstehender Bürger ge
troffen worden.
Oberrichter Dr. H u r i b e c k  (Oberstes Gericht) legte 
dar, welche Aufgaben den Gerichten bei der Durchset
zung des sozialistischen Wohnungsmietrechts, insbe
sondere hinsichtlich der Aufdeckung der Ursachen der 
Konflikte und für eine dem Gesetz entsprechende Ent
scheidung, obliegen./8/
Wertvolle Hinweise für die weitere Qualifizierung der 
gerichtlichen Tätigkeit in Wohnungsmietsachen vor 
allem unter dem Gesichtspunkt einer rationellen Ar
beitsweise gab Richter P r ü f er (Oberstes Ge
richt) ./9/
Auf die Verbesserung der Öffentlichkeitsarbeit der Ge
richte bei der Durchsetzung des Wohnungsmietrechts 
ging Dr. R e i n w a r t h  (Deutsche Akademie für 
Staats- und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“) ein. 
Zur Lösung dieser Aufgabe sei eine zielgerichtete Pro
pagierung des sozialistischen Rechts notwendig. Ur
sache für viele Mietstreitigkeiten sei die Rechts
unkenntnis der Parteien. So entstehe eine Reihe von 
Mietstreitigkeiten, weil die Mieter wegen Reparatur- 
und Werterhaltungsbedürfnissen Eigeninitiativen er-

/8/ Vgl. den Beitrag von Hurlbeck in diesem Heft sowie das 
Arbeitsmaterial des Kollegiums für Zivil-, Familien- und 
Arbeitsrechtssachen des Obersten Gerichts, „Zur effektiven 
Durchführung der gerichtlichen Verfahren auf den Gebieten 
des Zivil-, Familien-, Arbeits- und LPG-Rechts“, NJ 1971 
S. 568.
/»/ Der Beitrag von Prüfer ist in diesem Heft abgedruckt.

greifen, ohne den Vermieter vorher in Verzug zu set
zen. Ähnliche Probleme entstünden, wenn es um Miet
minderungen, um eine Aufrechnung oder um den un
angemessenen Gebrauch der Mietsachen gehe. Die 
Rechtspropaganda müsse sich daher in geeigneter Form 
auch auf solche Fragen konzentrieren.
Präsident Dr. T o e p l i t z  würdigte in seinem Schluß
wort, die Diskussionen als einen interessanten und an
regenden Erfahrungsaustausch über wichtige Fragen 
der Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen 
der Bürger. Wegen der Komplexität dieser Aufgaben
stellung habe das Zusammenwirken der Gerichte mit 
den staatlichen Organen und gesellschaftlichen Organi
sationen einen wesentlichen Teil der Beratung einge
nommen. Es sei erneut deutlich geworden, daß es bei 
der Behandlung der Fragen der Mietrechtsprechung 
nicht um eine Kampagne auf diesem Gebiet gehe, son
dern darum, daß diese Fragen ständig Gegenstand einer 
kontinuierlichen Leitungstätigkeit und des Zusammen
wirkens der Bezirks- und Kreisgerichte mit anderen 
staatlichen Organen und gesellschaftlichen Organisa
tionen sein müssen.
Die Mitglieder des Plenums bestätigten den Bericht 
des Präsidiums über den Stand der Wohnungsmiet
rechtsprechung als Arbeitsgrundlage für die Gerichte 
und stimmten dem Beschluß zu Fragen des Wohnungs
mietrechts einstimmig zu.

*
Zum zweiten Tagesordnungspunkt der Plenartagung 
erläuterte Vizepräsident Z i e g l e r  den Plan der ge
meinsamen Aufgaben der zentralen Rechtspflegeorgane 
für das Jahr 1972, der vom Plenum zustimmend zur 
Kenntnis genommen wurde.

Du.
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Gestaltung sozialistischer Wohnbedingungen - 
ein komplexes gesellschaftliches Anliegen

Die allseitige Entwicklung der sozialistischen Persön
lichkeit und die Arbeitsproduktivität der Menschen 
werden maßgeblich auch von der Qualität des Wohnens 
beeinflußt, denn hauptsächlich im Wohngebiet reprodu
zieren die Menschen ihre Arbeitskraft. Mit der Heraus
bildung einer sozialistischen Lebensweise wachsen die 
qualitativen Anforderungen an das Wohnen. Deshalb 
wird in der vom VIII. Parteitag der SED beschlosse
nen Direktive zum Fünf jahrplan für die Entwicklung 
der Volkswirtschaft der DDR 1971 bis 1975 gefordert, 
daß die Wohnbedingungen durch Neubau, Modernisie
rung, Um- und Ausbau von insgesamt 500 000 Wohnun
gen zu verbessern sind./l/
Angesichts der bestehenden Wohnraumsituation und 
den gegebenen Möglichkeiten zum Wohnungsneubau 
wird die Aufgabe, sozialistische Wohnbedingungen zu 
gestalten, insbesondere auch dadurch gelöst werden 
müssen, daß die in der unterschiedlichsten Qualität 
vorhandene Wohnraumsubstanz gut erhalten und ver
bessert wird. Es ist bekannt, daß die gegebenen Wohn
verhältnisse noch nicht immer den durch Staat und Ge-

/V Vgl. Direktive des VIII. Parteitages der SED in: Doku
mente des vm. Parteitages der SED, Berlin 1971, S. 113, und 
das Gesetz über den Fünf jahrplan für die Entwicklung der 
Volkswirtschaft der DDR 1971—1975, Neues Deutschland vom 
21. Dezember 1971, S. 5.

Seilschaft geförderten höheren Lebensansprüchen der 
Bürger gerecht werden. Die objektiven Grenzen, die der 
Befriedigung von Wohnbedürfnissen noch gesetzt sind, 
sind jedoch am allerwenigsten Ursachen oder Bedin
gungen der Vielzahl von Konflikten, die auf dem Ge
biet des Wohnungsmietrechts an die staatlichen und 
gesellschaftlichen Gerichte herangetragen werden. 
Hierbei spielen eine ganze Reihe anderer, überwiegend 
subjektiv bedingter Faktoren eine Rolle, die mit dem 
richtigen Einsatz der vorhandenen Mittel und Möglich
keiten überwunden, ja sogar vermieden werden können. 
Die Lösung dieser Aufgabe kann, wie bereits im Be
schluß des Plenums des Obersten Gerichts zu Fragen 
des Wohnungsmietrechts und auch auf der 1. Plenar
tagung des Obersten Gerichts am 15. Dezember 1971 
festgestellt wurde/2/, nicht allein Sache der Gerichte 
sein. Da es sich hierbei um gesellschaftliche Probleme 
von allgemeinem gesellschaftlichem Interesse handelt, 
bedürfen sie der komplexen Lösung durch kollektives 
Zusammenwirken aller dafür in Betracht kommenden 
staatlichen und gesellschaftlichen Einrichtungen unter 
strikter Einhaltung der spezifischen Eigenverantwor
tung.

i'll Vgl. Beschluß des Plenums des Obersten Gerichts vom 
22. September 1964, NJ 1964 S. 609, u. die Materialien der 1. Pie- 
nartagung des Obersten Gerichts in diesem Heft.
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